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Beschluss 
des Bundesrates 

Gesetz zur Bekämpfung der Steuerumgehung und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften 
(Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz - StUmgBG) 

A 

Der Bundesrat hat in seiner 958. Sitzung am 2. Juni 2017 beschlossen, dem vom 

Deutschen Bundestag am 27. April 2017 verabschiedeten Gesetz gemäß Artikel 105 

Absatz 3 und Artikel 108 Absatz 5 des Grundgesetzes zuzustimmen. 

B 

Der Bundesrat hat ferner folgende Entschließung gefasst: 

Der Bundesrat begrüßt mit Nachdruck das vorliegende Gesetz und das darin 

verfolgte Ziel, die Steuerumgehung mittels ausländischer Briefkastenfirmen zu 

bekämpfen. Gleichzeitig erneuert der Bundesrat seine Forderung, dass über die in 

dem Gesetz enthaltenen Maßnahmen hinaus zügig weitere geeignete Schritte zur 

Erhöhung der Transparenz bei finanziellen Auslandsbeziehungen und zur 

Bekämpfung der internationalen Steuerumgehung notwendig sind. Der Bundesrat 

sieht unverändert dringenden Handlungsbedarf insbesondere bei der Schaffung von 

Regelungen für eine gesetzliche Anzeigepflicht für Steuergestaltungen. Die 

Arbeiten zur Implementierung einer gesetzlichen Anzeigepflicht für 

Steuergestaltungen müssen so rasch wie möglich zum Abschluss gebracht werden. 

Eine Anzeigepflicht für Steuergestaltungen leistet einen wesentlichen Beitrag zur 

Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken, weil sie den Gesetzgeber frühzeitig 

in die Lage versetzt, zielgerichtet und effektiv auf Steuergestaltungen zu reagieren. 


